
3. Die Art des Anspruchs auf Verzugszinsen nach der
6. DurchfBest.

Kann aus der Tatsache, daß die Verzugszinsen nach 
der 6. DurchfBest. Strafcharakter haben und ausschließ­
lich öffentlichen Interessen dienen, der Schluß gezogen 
werden, der Anspruch auf. derartige Verzugszinsen sei 
ein „öffentlich-rechtlicher“ Anspruch, wie ihn F r a n c k e 
seiner „Rechtsnatur“ nach bestimmen will?4)

Zu der Bezeichnung des Anspruches als „öffentlich- 
rechtlichen“ Anspruch ist zunächst zu sagen, daß in der 
Rechtswissenschaft seit mehr als einem Jahre nicht 
mehr mit „öffentlich-rechtlichen“ und „privatrecht­
lichen“ Ansprüchen, sondern entsprechend der Syste­
matisierung unseres demokratischen Rechts5) mit ver­
waltungsrechtlichen bzw. zivilrechtlichen Ansprüchen 
— nur um diese beiden Arten von Ansprüchen kann es 
sich hier handeln — gearbeitet wird. Wie mir scheint, 
beruht die Trägheit der Praxis, sich von den alten Be­
griffen zu lösen und sich die neuen Begriffe zu eigen 
zu machen, auf der Annahme, daß die alten und neuen 
Begriffe einen gleichen Gegenstand betreffen und es 
sich hier lediglich um einen Streit um Termini handle.

Das ist jedoch nicht der Fall.
Was besagt die Aufgliederung des Rechts in öffent­

liches und privates Recht im Kapitalismus? In ihrer 
großen gemeinsamen Arbeit „Die deutsche Ideologie“ 
sagen M a r x  u n d  E n g e l s ,  daß „die Bourgeois dem 
Staat nicht erlauben, sich in ihre Privatinteressen ein­
zumischen, und ihm nur soviel Macht geben, als zu 
ihrer eigenen Sicherheit und der Aufrechterhaltung der 
Konkurrenz nötig ist“.6) Auf unsere Frage angewandt 
heißt das: privates Recht — das bedeutet Autonomie 
und rechtliche Dezentralisation dort, wo es um die 
privaten Interessen der einzelnen Kapitalisten geht; 
öffentliches Recht — das bedeutet rechtliche Zentralisa­
tion dort, wo es gilt, die Interessen der Kapitalisten­
klasse als, herrschende Klasse zu verwirklichen und zu 
schützen. Die Aufgliederung des Rechts im Kapitalis­
mus beruht damit auf dem gleichen Widerspruch wie 
der bürgerliche Staat selbst, nämlich „auf dem Wider­
spruch zwischen dem öffentlichen und Privatleben, auf 
dem Widerspruch zwischen den allgemeinen Interessen 
und den Sonderinteressen“7)

Wie steht es nun mit dieser Grundlage, auf der im 
Kapitalismus die Aufgliederung des Rechts in öffent­
liches und privates Recht beruhte, in unserer Republik? 
Mit der Beseitigung des bürgerlichen Staates und der 
Errichtung eines neuen, demokratischen Staates wurde 
auch der Widerspruch zwischen den öffentlichen und 
privaten Interessen beseitigt, auf dem der bürgerliche 
Staat beruhte. Auf Grund der Tatsache, daß die Ar­
beiterklasse unter Führung ihrer Partei und im Bünd­
nis mit der werktätigen Bauernschaft die politische 
Macht innehat und die neuen sozialistischen Produk­
tionsverhältnisse in unseren volkseigenen Betrieben die 
herrschenden Produktionsverhältnisse in unserem 
Wirtschaftssystem sind, ist es erstmalig in der deut­
schen Geschichte möglich, die Interessen der Geamtheit 
mit den persönlichen Interessen der Individuen in 
Einklang zu bringen. Damit entfällt aber auch die 
Notwendigkeit, unser Recht in solche Rechtszweige auf­
zugliedern, von denen der eine die Interessen der Ge­
samtheit behandelt, ein anderer aber auf den Schutz 
der Sonderinteressen der einzelnen Bürger gerichtet ist. 
Ist aber die Grundlage der Aufgliederung des Rechts in 
öffentliches und privates Recht weggefallen, so entfällt 
damit auch die Berechtigung, von öffentlich-rechtlichen 
und privatrechtlichen Ansprüchen zu sprechen.

Nichtsdestoweniger besteht auch für uns die Notwen­
digkeit, unser einheitliches Recht in einzelne Rechts- 
zwe:ge aufzugliedern, ohne daß diese im Gegensatz zu­
einander stehen. Geht man von der von W y s c h i n s k i  
gegebenen Definition des Rechts aus, nach der das Recht 
die Gesamtheit der vom Staat festgesetzten oder sank­
tionierten und den Willen der herrschenden Klasse 
ausdrückenden Verhaltensregeln (Normen) ist, Verhal-

4) NJ 1952 S. 403.
5) vgl. hierzu die Beiträge von Steiniger in NJ 1951 S. 158 ff; 

Kröger NJ 1951 S. 347 und Bönninger NJ 1952 S. 388 ff.
6) Marx-Engels, Die deutsche Ideologie, Berlin 1953, S. 372.
7) Marx-Engels, in Elementarbücher des Kommunismus,

Bd. 13, Internationaler Arbeiterverlag, Berlin 1930, S. 30 (zitiert
im Lehrbuch des sowjetischen Zivilrechts, Bd. I, § 7).

tensregeln, deren Anwendung durch die Zwangsgewalt 
des Staates gewährleistet wird, um die der herrschen­
den Klasse genehmen und vorteilhaften gesellschaft­
lichen Verhältnisse und Zustände zu schützen, zu stüt­
zen und zu entwickeln8), so kann eine Aufgliederung 
unseres Rechts nur in der Art erfolgen, daß das Recht 
in Rechtszweige aufgeteilt wird, deren jeder die Ge­
samtheit der Verhaltensregeln ist, durch die eine ganz 
bestimmte Gruppe von den in unserer demokratischen 
Republik bestehenden und den Werktätigen genehmen 
und vorteilhaften gesellschaftlichen Verhältnisse ge­
schützt, gefestigt und entwickelt werden soll. Obwohl 
das Ergebnis der Diskussion darüber, welche gesell­
schaftlichen Verhältnisse nun durch Verwaltungsrecht 
bzw. durch Zivilrecht geregelt werden, und darüber, 
was der Gegenstand des Verwaltungsrechts bzw. des 
Zivilrechts ist, wohl kaum als endgültig angesehen 
werden kann, zeigen doch beispielsweise die bisherigen 
Untersuchungen über den Gegenstand des Verwaltungs­
rechts, daß der Gegenstand des Verwaltungsrechts in 
der Deutschen Demokratischen Republik in keiner 
Weise mit dem Gegenstand des Verwaltungsrechts im 
Kapitalismus als einem Teil des „öffentlichen“ Rechts 
gleichzusetzen ist. Nach B ö n n i n g e r  sind der Gegen­
stand des Verwaltungsrechts in der Deutschen Demo­
kratischen Republik „die den Werktätigen genehmen 
und vorteilhaften Verhältnisse, an denen mindestens 
auf einer Seite ein Staatsorgan unseres demokratischen 
Staates in Ausübung vollziehender und verfügender 
Tätigkeit beteiligt ist. Unter vollziehender und verfü­
gender Tätigkeit der demokratischen Staatsorgane ist 
diejenige Tätigkeit der Staatsorgane zu verstehen, die 
sie als staatliche Machtorgane zur unmittelbaren Ver­
wirklichung des Aufbaus des Sozialismus als Zweck 
und Ziel unseres demokratischen Staates in Form der 
schöpferischen Gestaltung und Organisierung der ge­
sellschaftlichen Verhältnisse, die dem Werktätigen ge­
nehm und vorteilhaft sind, ausüben“9). Es bedarf keiner 
Erörterung, daß die in dieser Definition enthaltenen 
und den Werktätigen unserer Republik genehmen und 
vorteilhaften Verhältnisse im kapitalistischen Verwal­
tungsrecht nicht Gegenstand dieses Verwaltungsrechts 
sein können.

Außerdem kann die Tätigkeit der Verwaltung im Ka­
pitalismus niemals in Form der schöpferischen Gestal­
tung und Organisierung der gesellschaftlichen Ver­
hältnisse bestehen, weil die Verwaltung im Kapitalis­
mus auf Grund des Widerspruchs zwischen öffentlichen 
und privaten Interessen gezwungen ist, „sich auf eine 
formale und negative Tätigkeit zu beschränken, denn 
wo das bürgerliche Leben und seine Arbeit beginnt, 
eben da hat ihre Macht aufgehört“40). Auch hier zeigt 
sich, daß das Verwaltungsrecht in unserer Republik 
nicht gleichzusetzen ist mit dem Verwaltungsrecht im 
Kapitalismus, also auch die verwaltungsrechtlichen An­
sprüche bei uns nicht gleichzusetzen sind mit den 
öffentlich-rechtlichen (verwaltungsrechtlichen) An­
sprüchen im Kapitalismus.

Aber selbst wenn man annehmen will, F r a n c k e 
habe unter „öffentlich-rechtlichem“ Anspruch einen 
verwaltungsrechtlichen Anspruch im heutigen Sinne 
verstanden, ist das Ergebnis unrichtig, denn der An­
spruch auf Verzugszinsen aus der 6. DurchfBest. ist kein 
verwaltungsrechtlicher, sondern ein zivilrechtlicher An­
spruch.

Der Anspruch auf Verzugszinsen entsteht nicht los­
gelöst von einem anderen Rechtsverhältnis, sondern 
dient gerade der Durchsetzung der zwischen volkseige­
nen Betrieben untereinander oder in ihren Beziehungen 
zu den privaten Betrieben bestehenden Verhältnisse 
der Warenzirkulation und der staatlichen Verteilung 
von Produktionsmitteln, sofern letztere sich der Form 
nach als Ware-Geldbeziehungen darstellen, also Ver­
hältnissen, die nach dem bisherigen Stand der Ergeb­
nisse der Rechtswissenschaft als zum Gegenstand des 
Zivilrechts gehörend betrachtet werden11). Ist das

8) vgl. die Definition von Wyschinski in Theorie des Staates 
und des Rechts, Moskau 1940, S. 114 (russ.); zitiert bei Steiniger 
in NJ 1951 S. 158.

9) NJ 1952 S. 393.
10) vgl. Anm. 7.
H) vgl. hierzu die Definition des Gegenstandes des Zivil­

rechts durch das Institut für Zivilrecht an der Humboldt-Uni­
versität zu Berlin (NJ 1952 S. 550).
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